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Jahrgang 1967 Ausgegeben am 5. Mai 1967 35. Stück

140. Verordnung: Abänderung der Wählerevidenzverordnung
1 4 1 . Verordnung: Anordnung von Erhebungen des Feldgemüseanbaues
142. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 1/1967 des Rates der Europäischen Frei-

handelsassoziation über Abänderung des Anhanges D des Übereinkommens
zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation

143. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 1/1967 des Gemeinsamen Rates über
Anwendung des Beschlusses Nr. 1/1967 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Frei-
handelsassoziation und der Republik Finnland

144. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Abkommens über die Errichtung
eines Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zollwesens

145. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches der Konvention über den Zollwert von
Waren

1 4 6 . Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches der Konvention über das Zolltarifschema
für die Einreihung der Waren in die Zolltarife samt Berichtigungsprotokoll

1 4 0 . Verordnung des Bundesministeriums
für Inneres vom 12. April 1967, mit der die
Wählerevidenzverordnung abgeändert wird

Auf Grund des § 9 Abs. 3 des Wählerevidenz-
gesetzes, BGBl. Nr. 243/1960, wird verordnet:

Die Wählerevidenzverordnung, BGBl. Nr. 71
1961, wird abgeändert wie folgt:

§ 4 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:
„(1) Die Ämter der Landesregierungen haben

die Namen und Personaldaten der Personen, die
die österreichische Staatsbürgerschaft erwerben,
der Gemeinde, in der diese Personen ihren or-
dentlichen Wohnsitz haben, unverzüglich nach
Aushändigung oder Zustellung des Bescheides
über die Verleihung der Staatsbürgerschaft unter
Beifügung des Erwerbsgrundes und des Tages
des Staatsbürgerschaftserwerbes bekanntzugeben.
In gleicher Weise haben die Gemeinden und die
Gemeindeverbände nach § 47 des Staatsbürger-
schaftsgesetzes 1965, BGBl. Nr. 250, der Wohn-
sitzgemeinde vom Erwerb der Staatsbürgerschaft
durch Erklärung (§ 9 des Staatsbürgerschafts-
gesetzes 1965) Mitteilung zu machen, sofern es
sich nicht um ein und dieselbe Gemeinde han-
delt. Die Übermittlung der vorstehenden An-
gaben ist in der Regel durch Übersendung einer
Durchschrift des Bescheides oder der Bescheini-
gung über den Erwerb der Staatsbürgerschaft vor-
zunehmen.

(2) Eine Verständigung der Wohnsitzgemeinde
im Sinne des Abs. 1 hat auch im Falle der be-

scheidmäßigen Feststellung des Besitzes oder
Nichtbesitzes der Staatsbürgerschaft sowie im
Falle der Erlassung eines Bescheides über den
Verlust der Staatsbürgerschaft unter Beifügung
des Verlustgrundes und des Tages des Staats-
bürgerschaftsverlustes zu erfolgen."

Hetzenauer

1 4 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom
18. April 1967, mit der Erhebungen des

Feldgemüseanbaues angeordnet werden

Auf Grund der §§ 2 Abs. 2 und 3, 4 Abs. 1
und 2, 7 Abs. 1 und 7, 8 Abs. 1 und 2 und des
§ 10 Abs. 1 des Bundesstatistikgesetzes 1965,
BGBl. Nr. 91, wird — hinsichtlich des § 7 im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen — verordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentral-
amt hat mit Stichtag 3. Juni und 3. September
1967 eine Erhebung des Feldgemüseanbaues
durchzuführen.

§ 2. (1) Die Erhebungen haben die Anbau-
flächen der im Erhebungsbogen (Anlage) ange-
führten Gemüsearten und die Gesamtflächen der
Betriebe zu umfassen.

(2) Der Erhebungsbogen bildet einen Bestand-
teil dieser Verordnung.
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§ 3. (1) Die Erhebungen haben jene Gemeinden
zu umfassen, die auf Grund der Bodennutzungs-
erhebung vom 3. Juni 1966 mindestens 4 ha
an Feldgemüseanbau aufgewiesen haben.

(2) In diesen Gemeinden ist jeder landwirt-
schaftliche Betrieb mit Feldgemüseanbau ohne
Rücksicht auf seine Größe zu erfassen.

(3) Der Gemüseanbau bei Erwerbsgärtnern ist
jedoch nicht zu erheben.

§ 4. Zur Auskunftserteilung sind die Bewirt-
schafter (Eigentümer, Besitzer, Pächter oder
Nutznießer) der in § 3 Abs. 2 angeführten Be-
triebe oder deren Beauftragte verpflichtet.

§ 5. Die Durchführung der Erhebungen hat in
der Form zu geschehen, daß die zur Auskunfts-
erteilung Verpflichteten (§ 4) die von der Ge-
meinde zur Verfügung zu stellenden Erhebungs-
bögen auszufüllen und der Gemeinde zurück-
zustellen haben.

§ 6. (1) Die Erhebungsbögen sind von den
Gemeinden — ausgenommen Städte mit eigenem
Statut — bis spätestens 8. Juni beziehungsweise
8. September 1967 der Bezirksverwaltungsbehörde
vorzulegen, welche diese bis spätestens 15. Juni
beziehungsweise 15. September 1967 an das
Österreichische Statistische Zentralamt weiter-
zuleiten hat.

(2) Die Städte mit eigenem Statut haben die
ausgefüllten Erhebungsbögen bis spätestens
15. Juni beziehungsweise 15. September 1967
direkt dem Österreichischen Statistischen Zentral-
amt vorzulegen.

§ 7. Den Gemeinden ist auf Antrag eine Ab-
findung der ihnen bei der Mitwirkung an den
Erhebungen entstehenden Kosten in der Höhe
von S 1'50 pro erfaßten Betrieb zu gewähren.
Der Antrag ist zugleich mit der Vorlage der Er-
hebungsbögen im September einzubringen.

Schleinzer
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1 4 2 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 7. April 1967, womit der Beschluß Nr. 1/
1967 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über Abänderung des Anhanges D
des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation (BGBl.

Nr. 100/1960, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 299/1966) verlautbart wird

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 1/67
1 Anlage

BESCHLUSS DES RATES NR. 1/1967

(In der 2. Sitzung am 19. Jänner 1967 gefaßt)

ABÄNDERUNG DES ANHANGES D DES
ÜBEREINKOMMENS

DER RAT hat,

gestützt auf das Übereinkommen, das im Rat
für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des
Zollwesens zustande gekommen ist — wobei der
Rat gemäß der in Brüssel am 15. Dezember 1950
zur Unterzeichnung aufgelegten Konvention tätig
gewesen ist — und das im Dokument 13.000 E,
Anhang IJ/30 des Nomenklatur-Komitees des
Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete
des Zollwesens niedergelegt ist, gestützt auf Arti-
kel 21 Absatz 1 des EFTA-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Der englische und der französische Text des
Anhanges D des EFTA-Übereinkommens werden
gemäß der Anlage zu diesem Beschluß abgeän-
dert.

2. Dieser Beschluß tritt am 1. April 1967 in
Kraft.

3. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

Anlage I zu
EFTA/DC 1/67

ABÄNDERUNG DES ANHANGES D DES
ÜBEREINKOMMENS

1. Englischer Text: Bei Position „ex 21.07" ist
der Warenbezeichnung folgendes anzufügen:

„Joghurt mit Zusatz von Aromastoffen oder
Früchten".

2. Französischer Text: Wie 1.

Klaus
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1 4 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 17. April 1967, womit der Beschluß
Nr. 1/1967 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 1/1967 des Rates
der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur
Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kund-

machung BGBl. Nr. 302/1966), verlautbart wird

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 1/67

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN
RATES Nr. 1/1967

(In der 2. Sitzung am 19. Jänner 1967 gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,

gestützt auf das Übereinkommen, das im Rat
für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des
Zollwesens zustande gekommen ist — wobei der
Rat gemäß der in Brüssel am 15. Dezember 1950
zur Unterzeichnung aufgelegten Konvention
tätig gewesen ist — und das im Dokument
13.000 E, Anhang IJ/30 des Nomenklatur-
Komitees des Rates für die Zusammenarbeit auf
dem Gebiete des Zollwesens niedergelegt ist,

gestützt auf Artikel 21 Absatz 1 des EFTA-
Übereinkommens,

gestützt auf den Beschluß des Rates Nr. 1/
1967 1),

gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Asso-
ziierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Der Ratsbeschluß Nr. 1/1967 1) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen
zwischen Finnland und den anderen Parteien des
Assoziierungs-Übereinkommens anzuwenden.

2. Dieser Beschluß tritt am 1. April 1967 in
Kraft.

3. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

1) Der Beschluß Nr. 1/1967 des Rates der Europä-
ischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl. Nr. 142
1967 verlautbart.

Klaus
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144 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 17. April 1967 über die Ausdehnung des
Geltungsbereiches des Abkommens über die
Errichtung eines Rates für die Zusammen-

arbeit auf dem Gebiete des Zollwesens

Nach Mitteilung der Belgischen Botschaft in
Wien sind dem Abkommen über die Errichtung
eines Rates für die Zusammenarbeit auf dem
Gebiete des Zollwesens vom 15. Dezember 1950
(BGBl. Nr. 165/1955, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 224/
1961) Algerien, Burundi, Chile, die Elfenbein-
küste, Gabon, Jamaika, Japan, Jordanien, Kame-
run, Kenia, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Neu-
seeland, Nigeria, Obervolta, Rwanda, Südafrika,
Tanganjika und Sansibar, die Tschechoslowakei,
Tunesien, Uganda und die Zentralafrikanische
Republik beigetreten.

Die Arabische Republik Syrien hat erklärt, sie
betrachte ihren Beitritt zu diesem Abkommen
mit 3. November 1959 für bindend; zu diesem
Zeitpunkt hatte die Vereinigte Arabische Repu-
blik die Gültigkeit dieses Abkommens für die
damalige Region Syrien notifiziert.

Die Tschechoslowakei hat folgenden Vorbehalt
erklärt:

„Die Tschechoslowakische Sozialistische Repu-
blik erachtet sich durch die Bestimmungen des
Artikels XIV des Abkommens über das Proto-
koll betreffend die Studiengruppe für eine euro-
päische Zollunion nicht gebunden und sie wird
die im Abschnitt 6 des Anhanges zu dem Ab-
kommen festgelegten Privilegien in dem Maße
gewähren, in dem diese Privilegien in der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik
anderen internationalen Organisationen zuer-
kannt werden."

Klaus

1 4 5 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 17. April 1967, betreffend die
Ausdehnung des Geltungsbereiches der Kon-

vention über den Zollwert von Waren

Nach Mitteilung der Belgischen Botschaft in
Wien haben folgende weitere Staaten die Kon-
vention über den Zollwert von Waren vom
15. Dezember 1950 (BGBl. Nr. 225/1955, letzte
Kundmachung betreffend den Geltungsbereich
BGBl. Nr. 94/1961) ratifiziert beziehungsweise
sind dieser beigetreten:

Finnland, Jugoslawien, Norwegen, Rwanda
und Tunesien.

Klaus

146. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 17. April 1967, betreffend die Aus-
dehnung des Geltungsbereiches der Konven-
tion über das Zolltarifschema für die Ein-
reihung der Waren in die Zolltarife samt

Berichtigungsprotokoll

Nach Mitteilung der Belgischen Botschaft in
Wien haben folgende weitere Staaten die Kon-
vention über das Zolltarifschema für die Ein-
reihung der Waren in die Zolltarife vom 15. De-
zember 1950 samt Berichtigungsprotokoll vom
1. Juli 1955 (BGBl. Nr. 103/1960, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 221/1961) ratifiziert beziehungsweise sind
dieser beigetreten:

Algerien, Griechenland, Irland, Japan, Jugo-
slawien, Rwanda, Spanien und Tunesien.

Klaus
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